
Bei Neuaufbauten oder Umbauten an Kraftfahrzeugen 
hat der Auftraggeber vor Beginn der Arbeiten die ge­
mäß der AO über den Aufbau von Kraftfahrzeugen vom
9. April 1963 (GBl. II S. 253) erforderlichen Genehmi­
gungen beizubringen (§ 9 Abs. 4 der ALB-Kfz).
Im übrigen sind der Dienstleistungseinrichtung die 
Sachen im bearbeitungsfähigen Zustand zu übergeben. 
Hierzu gehört vor allem bei Sachen, die zur Reparatur 
oder Umarbeitung gegeben werden, die vorherige Rei­
nigung. Bei Kraftfahrzeugen ist der Dienstleistungs­
betrieb durch § 8 Abs. 5 der ALB ausdrücklich berech­
tigt worden, die Reinigung selbst vorzunehmen und 
dem Auftraggeber in Rechnung zu stellen, falls dieser 
einer Aufforderung zur Reinigung nicht nachkommt. 
Ansonsten kann der Auftragnehmer nach § 642 BGB 
eine angemessene Entschädigung verlangen, wenn der 
Auftraggeber durch Unterlassen seiner Mitwirkungs­
handlungen die Ausführung des Auftrags verzögert. 
Darüber hinaus kann er dem Auftraggeber gemäß § 643 
BGB eine angemessene Frist zur Nachholung der erfor­
derlichen Handlung mit der Erklärung setzen, daß er 
den Vertrag kündige, falls die Handlung nicht bis zum 
Ablauf der Frist vorgenommen werde. Der Vertrag gilt 
als aufgehoben, wenn die Frist nicht eingehalten wird.

Pflicht des Auftragnehmers zur qualitäts- und 
termingerechten Auftragserfüllung

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftrag quali­
täts- und termingerecht auszuführen. Die Bindung an 
die Weisungen des Auftraggebers befreit den Auftrag­
nehmer jedoch nicht von seiner Verantwortung für die 
Erfüllung des Auftrags. Er entscheidet über die zu des­
sen Ausführung erforderlichen Arbeiten und ihre Or­
ganisation. Die Entscheidung ist nach seinem fach­
lichen Gutachten und nicht nach den u. U. laienhaften 
Weisungen des Auftraggebers zu treffen (vgl. § 4 der 
ALB Chemischreinigungen und Färbereien).

Bei der Instandsetzung von Kraftfahrzeugen werden 
darüber hinaus besondere Anforderungen an den In­
standhaltungsbetrieb gestellt. Leistungen an Lenkungs­
und Bremsanlagen dürfen nur von Arbeitskräften aus­
geführt werden, die die erforderliche Qualifikation be­
sitzen (§ 9 Abs. 6 der ALB-Kfz). Weiter sind unter be­
stimmten Voraussetzungen Bremsprüfungen bzw. 
Probefahrten durchzuführen (§ 9 Abs. 5 und 7 der ALB- 
Kfz).

Obhutspflicht und Haftung des Auftragnehmers
Von besonderer Bedeutung ist die Obhutspflicht des 
Auftragnehmers für die übergebenen Gegenstände bis 
zur Rückgabe an den Auftraggeber. Diese Pflicht um­
faßt die sorgfältige Aufbewahrung und die Sicherung 
der Gegenstände vor Verlust oder Beschädigung. Diese 
sich bereits aus dem Wesen eines Werkvertrags erge­
bende Pflicht ist in § 6 Abs. 2 der ALB-Kfz ausdrück­
lich fixiert und auch auf notwendiges Zubehör, Werk­
zeug und sonstige Ausrüstungen, die mit dem Kraft­
fahrzeug übergeben wurden, ausgedehnt worden. Für 
den Verlust und die Beschädigung von losem Zubehör, 
Werkzeug oder sonstigen Ausrüstungen ist der Auftrag­
nehmer nur dann verantwortlich, wenn er dessen Über­
nahme ausdrücklich im Vertrag anerkannt hat.
Für Verlust und Beschädigung wegen Verletzung der 
Obhutspflichten hat der Auftragnehmer dem Auftrag­
geber gegenüber einzustehen. Nach § 8 der ALB Che­
mischreinigungen und Färbereien haftet der Auftrag­
nehmer in Höhe des Zeitwertes. Kann der Auftraggeber 
die Höhe des Zeitwertes nicht nachweisen, so ist Er­
satz bis zu höchstens zwei Dritteln des vom Auftrag­
nehmer geschätzten Anschaffungspreises zu leisten.

Fälle des Ausschlusses der Haftung des Auftragnehmers

Die Dienstleistungseinrichtung haftet nur dann nicht 
für den Verlust oder die Beschädigung übergebener 
Sachen, wenn sie nachweisen kann, daß sie hieran kein 
Verschulden trifft. Dieser Nachweis dürfte jedoch von 
ihr in der Regel schwer zu führen sein.

Die Dienstleistungseinrichtung trägt somit nicht die 
Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen 
Verschlechterung der übergebenen Sachen (§ 644 Abs. 1 
Satz 3 BGB).

Der Auftragnehmer ist insbesondere dann nicht für den 
Verlust oder die Beschädigung der übergebenen Sachen 
verantwortlich, wenn Verlust oder Beschädigung auf 
Mängel zurückzuführen sind, die bereits vor Übergabe 
der Sachen vorhanden waren oder infolge einer vom 
Auftraggeber für die Ausführung erteilten Anweisung 
entstanden sind. Es darf dabei kein Umstand mitge­
wirkt haben, den der Auftragnehmer zu vertreten hat 
(§ 645 BGB). Umstände, die dieser zu vertreten hat, 
sind jedoch z. B. die unterlassene oder mangelhafte 
Prüfung der übergebenen Sachen, die Verwendung 
mangelhafter Zutaten, die Befolgung laienhafter An­
weisungen oder die Verletzung von Obhutspflichten.

In den ALB für Chemischreinigungen und Färbereien 
wird der Haftungsausschluß des Auftragnehmers weiter 
spezifiziert. Er ist dann gegeben, wenn trotz sorgfäl­
tiger Behandlung an den zur Reinigung oder zum Fär­
ben übergebenen Stücken Schäden entstehen, die ihre 
Ursache in einer vor der Auftragserteilung entstande­
nen starken Abnutzung, in unsachgemäßer Behandlung, 
in einer Beschädigung oder in verborgenen Mängeln 
haben (§ 6 Abs. 1). Der Auftragnehmer kann vom Ver­
trag zurücktreten, wenn sich trotz vorheriger fachmän­
nischer Prüfung erst bei der Bearbeitung der übergebe­
nen Gegenstände die Undurchführbarkeit des Auftrags 
ergibt und zwischen den Partnern keine anderweitige 
Vereinbarung getroffen werden kann. In diesem Fall 
hat der Auftragnehmer Anspruch auf Vergütung der 
tatsächlich geleisteten Arbeit (§ 6 Abs. 2).

Zur Deckung eines vom Auftragnehmer nicht verschul­
deten Schadens versichert dieser im Aufträge und für 
Rechnung des Auftraggebers die übergebenen Gegen­
stände, soweit der Auftraggeber eine solche Versiche­
rung nicht ablehnt (§ 9).

Ähnliche Regelungen sind in den ALB für Wäschereien 
und Plättereien enthalten. Hier wird ebenfalls die Haf­
tung für Schäden während des Bearbeitungsprozesses, 
die trotz sachgemäßer Prüfung und Behandlung seitens 
des Auftragnehmers entstehen, ausgeschlossen, wenn 
sie insbesondere ihre Ursache in der zum Zeitpunkt 
der Auftragserteilung bereits vorliegenden ungenügen­
den Beschaffenheit der Gewebe haben, wie z. B. unge­
nügende Festigkeit des Gewebes und der Nähte, unge­
nügende Echtheit der Färbungen und Drucke, Einlau­
fen, frühere unsachgemäße Behandlung, andere verbor­
gene Mängel (§11 der ALB).

Im Streitfall, den ggf. das Gericht zu entscheiden hat, 
muß das Vorliegen dieser Umstände, die einen Haf­
tungsausschluß begründen, vom Auftragnehmer bewie­
sen werden. Das gilt insbesondere dann, wenn er den 
Schadenseintritt mit der Beschaffenheit der übergebe­
nen Sachen oder mit dem Verhalten des Auftraggebers 
begründen will, um einen Haftungsausschluß zu errei­
chen. Vielfach werden solche Streitfälle nicht ohne 
Gutachten zu entscheiden sein./7/

/7/ Eine künftige zivilrechtliche Regelung dieser Problematik 
sollte m. E. eine generelle Verantwortlichkeit der Dienst­
leistungseinrichtungen ohne die Möglichkeit des Haftungs- 
ausschlusses begründen.
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